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VelsPol

Gottfried Lorenz

                                            Die Polizei,  die Homosexuellen 

                           und die Rechtsprechung nach §§ 175 und 175a StGB
                                    in der Freien und Hansestadt Hamburg  
                        (Vortrag beim Bundesseminar der VelsPol in Hamburg 2.8.2017)
Am 13. Januar 2017 gaben die Grünen im Hamburger Rathaus ihren traditionellen Neujahrsempfang. Jan Meier stand zusammen mit einem Kollegen am Informationsstand der VelsPol am oberen Ende der breiten Treppe unmittelbar vor dem repräsentativen Kaisersaal. Wir kamen ins Gespräch über die heutige Veranstaltung und die Ausstellung Liberales Hamburg? Homosexuellenverfolgung durch Polizei und Justiz nach 1945, durch die Ulf Bollmann und ich Sie nachher führen werden. Irgendwann platzte Jan der Kragen, und er sagte „Sie duzen mich die ganze Zeit, jetzt tue ich das auch.“ Für mich kein Problem, denn während der Verfolgungszeit, als in der deutschen Gesellschaft das „Sie“ verbindlich war, selbst unter Studenten, Kollegen und nahen Bekannten, war es üblich, dass Schwule sich duzten, mit erfundenen Vornamen anredeten und keine oder falsche Adressen austauschten, um so anonym wie möglich zu bleiben. Und dieses Schutzverhalten war überlebenswichtig bis in die 1970er-Jahre und ist in meiner Generation durchaus nicht bei allen Schwulen überwunden. Noch vor zwölf Jahren ist Bernhard Rosenkranz und mir von unserem Verleger angeboten worden, das Buch Hamburg auf anderen Wegen. Die Geschichte des schwulen Lebens in Hamburg unter Pseudonym herauszugeben, was wir ablehnten, doch hatte eine Reihe unserer Interviewpartner um Anonymisierung gebeten.
Vor ein paar Wochen berichtete mir ein Schwulenaktivist der 1970er- und 1980er- Jahre von einem Vorgang Mitte der 1970er-Jahre: „Übrigens hat Peter Siemer [genannt Sperrmüll -Jenny] auch mal von einem Sexerlebnis im Park mit [dem Tagesschau-Sprecher] Werner Veigel [1928-1995] erzählt: ´Ein sehr netter Mann, und wenn wir uns zufällig begegnen, grüßt er freundlich´“ – ein absolut ungewöhnlicher Vorgang, denn üblicherweise kannte man sich nicht mehr, wenn man sich außerhalb der einschlägigen Treffpunkte begegnete. Denn die Furcht vor Entdeckung, vor Denunzianten, vor Erpressern und vor der Polizei war allgegenwärtig und tief im Herzen verankert.
Homos, 175er, Warme Brüder, Hinterlader, Schwule einerseits und Polizeibeamte, Bullen andererseits waren natürliche Feinde – die Polizeibeamten institutionell und lange Zeit wohl auch individuell, wobei die Polizei die besseren Karten hatte – und dies im wörtlichen Sinn, wie ein Aktenvermerk des Kriminalkommissars Schwarzer für die britische Besatzungsmacht in deutscher und englischer Sprache vom 25. August 1945 belegt. Dort heißt es - reichlich drei Monate nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs! -  „karteimässig sind von der sachbearbeitenden Dienststelle nach Neuaufbau der vernichteten Kartei bisher bereits etwa 4000 Männer erfasst worden. Das Karteimaterial ist grösstenteils aus noch vorhandenen Unterlagen gewonnen worden. Die in der Kartei erfassten Personen sind deshalb in den letzten Monaten nicht unbedingt als Homosexuelle angefallen“.
Wer sich isländische Krimis anschaut, weiß, dass Polizei auf Isländisch Lögreglan heißt, was am besten mit Gesetzes-Einhalter oder dem im Deutschen etwas altmodischem Wort Gesetzeshüter zu übersetzen ist. Für die Einhaltung bestehender Gesetze Sorge zu tragen und Gesetzesbrecher zu verfolgen, ist eine der Aufgaben der Polizei als bürgernächster Instanz der Exekutive. Was der einzelne Polizist oder die einzelne Polizeibeamtin über die durchzusetzenden Gesetze denkt, darf keine Rolle spielen. Und der § 175 war bis 1994 Gesetz.
Aber die Polizeibeamten im Polizeirevier um die Ecke waren früher auch Ansprechpartner für die Menschen des Viertels, für deren Beschwerden wegen Vorgängen, die unangenehm oder störend sein mögen, aber nicht zwangsläufig gesetzeswidrig sind. Wie aber  auf solche vielleicht durchaus nachvollziehende Beschwerden reagieren? 
Eine im Zusammenhang mit Homosexuellen immer wiederkehrende Beschwerde betrafen öffentliche Bedürfnisanstalten, die gleichgeschlechtlich empfindende Männer als Anbahnungsort oder Treffpunkt (im Schwulenjargon: Klappe) dienten. Diese Beschwerden waren oft durchaus nicht aus der Luft gegriffen. Das brachte zwei namentlich bekannte Polizeihauptwachtmeister der Polizeiwache 11 (Hamburg Innenstadt, Raboisen), die als Zivilfahnder im Bereich der „öffentlichen Bedürfnisanstalt an der Straßenkreuzung Georgsplatz/ Ernst-Merck-Straße/Glockengießerwall“ in unmittelbarer Hauptbahnhofnähe eingesetzt waren, auf eine Idee: den Toilettenverbotsschein. Am 6. November 1961 unterbreiteten sie folgenden Vorschlag: Da es schwierig sei, den sich in den Toiletten aufhaltenden Männern eine strafbare Handlung nachzuweisen, solle das Bauamt des Bezirksamts Hamburg-Mitte, das das Hausrecht in den öffentlichen Bedürfnisanstalten besaß, prüfen, „ob für die genannten Personen ein Hausverbot erteilt werden kann, so daß die Möglichkeit einer Strafverfolgung nach § 123 StGB [wegen Hausfriedensbruchs] bei diesem Personenkreis gegeben ist“ (Lorenz/Bollmann S. 46). Im Bezirksamt Mitte schien man nur auf einen solchen Vorschlag gewartet zu haben. Man setzte ihn 1962 rasch um, druckte Formulare mit einer im Lauf der Jahre wechselnden Zahl (zwischen 4 und 11) Innenstadttoiletten, deren Betreten für zunächst 3, dann 12 Monate und schließlich 3 Jahre untersagt wurde. Innerhalb der ersten 18 Monate nach Einführung der Toilettenverbotsscheine wurden rund 700 Hausverbote verhängt. Sich bisweilen daran anschließende Klagen wegen  Hausfriedensbruchs, wurden von Staatsanwaltschaft und Amtsgericht eher dilatorisch behandelt (d. h., sie landeten oft im Papierkorb), wogegen Mitarbeiter des Bezirksamts Mitte wiederholt Kritik äußerten, ohne dass sich viel änderte.
Da trotz Erfolgsmeldungen im Kampf gegen die Umwandlungen von Toiletten in Klappen die Realität anders aussah, griffen das Bezirksamt Mitte und die Innenbehörde seit Mitte der 1960er- Jahre zur Installierung von Einwegspiegeln in den Innenstadttoiletten, um die Männer vor der Pissrinne beobachten zu können. Dafür wurde ein Polizeibeamter abgestellt, der, in ein Kabuff hinter dem Spiegel eingepfercht, beobachten und gegebenenfalls einschreiten sollte. Einer Ihrer Kollegen berichtete 1996: „…Was dort auf den Toiletten geschah, das war strafrechtlich ein Vergehen…Ich habe…nicht das Gefühl gehabt, als würde ich etwas Unrechtes tun, sondern das war eine ganz normale Dienstangelegenheit – ein Job eben…Woran ich mich unangenehm erinnere, das war die ganze Situation damals, daß ich da auf der Toilette hinter einem Einwegspiegel stehen mußte und mir das anzusehen hatte.--- Und wenn ich die Umstände von damals heute rückwirkende beurteile, dann hatte die Situation für alle Beteiligte etwas…Unwürdiges. Und zwar nicht nur für die Schwulen, die dort festgenommen wurden, sondern auch für uns, die wir dort hinter den Spiegeln standen und unseren dienstlichen Auftrag ausführten“ (Rosenkranz/Lorenz S. 79). „Peep-Show für Bullen“ wurde diese Maßnahme im Zuge der Hamburger Spiegelaffäre des Jahres 1980 in einer Zeitung genannt (Rosenkranz/Lorenz S. 165),
Die Überwachung der öffentlichen Bedürfnisanstalten mit ihrem System von Hausverboten, Observierung durch Einwegspiegel und folgende Strafanzeigen wegen Verstößen nach §§ 123, 175, 183 StGB, die Absegnung all dessen durch die Hamburger Verwaltungsjustiz und der Beifall der Jugendbehörde wird in den Akten des Bezirksamtes Hamburg Mitte und der innerstädtischen Polizei als Meilenstein in der Bekämpfung „homosexueller Umtriebe“ in öffentlichen Bedürfnisanstalten bezeichnet, für die sich West-Berlin, Stuttgart und Wiesbaden interessierten, weil diese Städte bisher keinen geeigneten Weg gefunden hätten, um gegen das Phänomen der Klappe als Homosexuellentreffpunkte vorzugehen (Lorenz/Bollmann S. 50).
Die nationale und sogar internationale Anerkennung des Hamburger Vorgehens gegen Homosexuelle mündete in dem Auftrag an die Hamburger Sittenpolizei, für die Internationale Polizeiausstellung 1966 in Hannover vier Tafeln zu gestalten zu den Themenbereichen homosexuelle Männer, Strichjungen, homosexuelle Männer als potenziell pädophile Straftäter und Transvestiten (Lorenz/Bollmann S. 11).

Es hätte alles so schön und der Erfolg noch größer sein können, wenn – ja wenn die Hamburger Strafjustiz uneingeschränkt mitgespielt hätte…

Hamburg war nach dem Zweiten Weltkrieg eine homosexuellenfeindliche Stadt. Der Erste Bürgermeister Max Brauer, die Senate, die Hamburger Polizeiführung, das Bezirksamt Mitte, die Jugendbehörde, die Verwaltungsjustiz – sie alle waren durch und durch homophob geprägt. Sie beförderten und verlangten von „ihrer“ Polizei Überwachung der Homosexuellen und Razzien in ihren zahlreichen Lokalen und an ihren Treffpunkten, untersagten Vereinsgründungen, indizierten ihre Zeitschriften, diskriminierten Schwule, demütigten sie, beförderten deren Ausgrenzung und sorgten dafür, dass das Bekanntwerden der homosexuellen Veranlagung eines Mannes dessen bürgerlichen Tod bedeutete. Und daran waren nicht etwa nur in ihren Ämtern verbliebene Nationalsozialisten schuld, sondern in gleichem Maße Gegner des NS-Systems, die verfolgt worden waren, die aus der Emigration zurückkehrten oder die Konzentrationslager überlebt hatten.

Für sie alle waren Homosexuelle Abschaum, Verbrecher, die es unschädlich zu machen galt. Und in dieser Zielsetzung war man sich der Unterstützung weiter Teile der Bevölkerung sicher – von links bis rechts, vom Christen bis zum kämpferischen Atheisten. (Die Liberalisierung des § 175 StGB in den Jahren 1969 und 1973 entsprach ja auch nicht dem Wunsch der Mehrheit der Bevölkerung, sondern war jeweils eine politische Entscheidung gegen den Volkswillen.) Ohne die zahlreichen Denunziationen aus der Bevölkerung hätten die Ermittlungsbehörden weder in der NS- noch in der Nachkriegszeit so erfolgreich sein können, wie sie es waren.
Zur Ehrenrettung der Freien und Hansestadt Hamburg sei betont, dass in der Behandlung der Homosexuellen einzig die Mordkommission der Kriminalpolizei und die Hamburger Justiz - abgesehen von der homophoben Verwaltungsjustiz – bisweilen zu differenzieren und die Rechte auch homosexueller Mensch zu wahren suchte.

Beispiel:

Tatzeitraum waren der Sommer und Herbst 1947. 

Tatort die Klappe Alsterglacis/Dammtorbahnhof sowie die Revierwache 26 in der benachbarten Feldbrunnenstraße. 

Täter waren 9 Jugendliche der Geburtsjahrgänge 1927 bis 1930 sowie ein Dreiundzwanzigjähriger. 

Ihre Masche bestand in Folgendem: Die Jugendlichen hielten sich im Umkreis der Klappe auf, folgten den Männern, die die Klappe besuchen wollten,  in die Toilette und animierten sie zu gleichgeschlechtlichen Handlungen. Ging ein Mann darauf ein, schlugen sie ihn zusammen, brachten ihn unter Gewaltanwendung auf das benachbarte Polizeirevier und erhoben Anzeige nach § 175 StGB.

Die Haltung der Polizisten auf der Revierwache, die oft nur wenige Jahre älter als die Täter waren und die aus demselben Umfeld stammten,  ist am besten mit dem folgenden Zitat beschrieben: „Für heute ist Schluß, Jungens, bringt morgen mehr“.

Mit einer einzigen Ausnahme (eines Polizisten, der nicht aus Hamburg stammte) herrschte auf der Polizeiwache Sympathie für das „Schwulenticken“ durch die Jugendlichen – auch beim Meisterpolizisten Klünder, dem späteren Leiter der Hamburger Sittenpolizei.
Die Übergriffe endeten, als die Justiz mit einer staatsanwaltlichen Verfügung eingriff: Am 5. November 1947 wurden neun Jugendliche festgenommen, gegen acht von ihnen ist Haftbefehl erlassen worden. Die Vernehmungen wurden an Stelle der Kriminalpolizei einem Untersuchungsrichter übertragen. Die Voruntersuchungen fanden vom 28. November bis zum 4. Dezember 1947 statt mit der Vernehmung der festgenommenen Jugendlichen, ihrer Opfer sowie von insgesamt 10 Beamten der Ordnungs- und Kriminalpolizei, wobei die Revierpolizisten ihren Anteil an der Affäre herunterspielten. Letzten Endes siegte der Korpsgeist, denn für die Polizeibeamten verlief die Affäre im Sande; gegen fünf der Jugendlichen wurde Anklage erhoben. Der Prozess gegen sie fand Anfang April 1948 statt und endete mit Gefängnisstrafen zwischen vier Wochen und 6 Monaten (Lorenz/Bollmann S. 9 f., 69).

Wie sah nun die strafrechtliche Verfolgung von Verstößen gegen die §§ 175 und 175a Ziffer 3 und 4 StGB in Hamburg zwischen 1948 und 1969 aus?

Je länger man sich mit der Geschichte der Hamburger Schwulen beschäftigen, desto mehr fallen Forschungslücken und allzu rasch gefällte Pauschalurteile auf. So werden den 50.000 Urteilen gegen homosexuelle Männer während der NS-Zeit die 50.000 Urteile gegenüber gestellt, die westdeutsche Gerichte nach dem Zweiten Weltkrieg fällten. Und die Schlussfolgerung liegt scheinbar auf der Hand: Es hatte sich nichts geändert. Doch taugt die plakative Zahl „50.000“ noch nicht einmal als politischer Kampfbegriff, weil sie die Homosexuellenverfolgung in Deutschland verharmlost und auf insgesamt 100.000 Opfer reduziert. Wissenschaftlich ist die Zahl „50.000“ ohnehin irrelevant,  da sie von unterschiedlich langen Vergleichzeiträumen ausgeht (12 zu 24 Jahren) und formal Urteil gleich Urteil setzt, ohne zu fragen, welcher Art die jeweiligen Urteile waren und darüber hinaus das jeweilige soziale Umfeld außer Acht lässt mit polizeilichen Ermittlungen, Diskriminierungen und Ausgrenzung.

Überdies wird nicht beachtet, dass die Anzahl der homosexuellen Opfer, für die Stolpersteine verlegt werden mussten, gering wäre, wenn es im nationalsozialistischen Deutschland nur die ordentliche Strafjustiz gegeben hätte. Zwar fielen deren Urteile härter aus als in der Bundesrepublik Deutschland, aber sie sahen keine Einweisungen in Konzentrationslager vor oder die Fortsetzung der Inhaftierung nach Ablauf der Strafverbüßung, vorausgesetzt dass nicht auf Sicherungsverwahrung erkannt worden war. Auch zur Kastration konnte ein Angeklagter nach § 175 StGB nicht verurteilt werden, wenn auch nicht selten Urteilsbegründungen eine  Empfehlung erhielten dass Angeklagte bzw. Verurteilte sich „freiwillig entmannen“ lassen sollten.

Aber neben der ordentlichen Strafjustiz gab es während der NS-Zeit eine Sondergerichtsbarkeit und eine „Nebenjustiz“ von Kriminalpolizei und Gestapo, die Einweisungen in Konzentrationslager verfügen, Todesurteile verhängen, Hinrichtungen durchführen lassen konnte und diese Vollmachten weidlich ausnutzten. Diese Nebenjustiz aber fiel mit dem Ende des Nationalsozialismus weg, was die Gesamtsituation erheblich veränderte.

Darüber hinaus werden bei der Bilanzierung der Urteile der NS- und der Nachkriegszeit die 60 Jahre (oder zwei Generationen) zwischen 1872 und 1933 nicht berücksichtigt, als habe es während dieser Zeit keine ernsthafte Homosexuellenverfolgung gegeben. Dies aber ist ein unverständlicher Trugschluss, zumal während dieser Zeit homosexuelle Männer nicht nur nach § 175, sondern auch nach §§ 183 und 185 StGB (Erregung öffentlichen Ärgernisses bzw. Beleidigung auf homosexueller Grundlage) belangt und verurteilt werden konnten.
Darüber hinaus fällt auf:  Es ist außerordentlich schwer, Personen zu finden, die nach § 175 StGB verurteilt wurden und bereit sind, über ihre Strafverfolgung zu sprechen. Dies kann nicht daran liegen, dass es kaum noch Überlebende gibt, denn die strafrechtliche Homosexuellenverfolgung griff bis etwa zum Geburtsjahrgang 1955. Das heißt: die jüngsten betroffenen Männer sind heute erst etwa Mitte sechzig. Daraus ergibt sich die Frage: Woran liegt es dann, dass so wenige der Betroffenen bereit sind, über ihre Strafverfolgung zu berichten? Ist deren Zahl geringer als angenommen? Oder sind sie von den Verfolgungsjahren her traumatisiert? Oder trauen sie dem augenblicklich liberaleren Zeitgeist nicht? Oder gibt es andere Gründe für ihr Schweigen?
Die Frage, die wir uns im Zusammenhang mit den Recherchen für die Ausstellung Liberales Hamburg? Homosexuellenverfolgung durch Polizei und Justiz nach 1945  verstärkt stellten, lautete: Ist die Hamburger Justiz gegen Männer, die beschuldigt worden waren, gegen den § 175 StGB verstoßen zu haben, nach der Kapitulation des Deutschen Reiches im Mai 1945 tatsächlich genau so unerbittlich oder ähnlich scharf vorgegangen wie zuvor? 
Die Strafrechtslage war identisch: Da der § 175 StGB in der Fassung von 1935 von den Alliierten nicht als „typisch nationalsozialistisch“ eingestuft und damit außer Kraft gesetzt worden war, wurde er in den Westzonen und in der Bundesrepublik Deutschland nach wie vor angewendet. Alle Reformbemühungen liefen bis 1969 ins Leere – im Gegenteil: Das Bundesverfassungsgericht rechtfertigte 1957 ausdrücklich die von den Nationalsozialisten verschärfte strafrechtliche Verfolgung gleichgeschlechtlicher Handlungen unter Männern. 
Im Wesentlichen unverändert in Kraft blieb auch die Strafprozessordnung. Deren Bestimmungen waren in Fällen von Beschuldigungen, Anklagen und Verurteilungen nach § 175 auch während der NS-Zeit eingehalten worden, allerdings immer unter dem Vorbehalt der mitunter  massiven Einflussnahme von SS, Gestapo oder Kriminalpolizei. Eine solche Einflussnahme der exekutiven Gewalt gab es nach dem Krieg nicht mehr: Verurteilte wurden nach Verbüßung ihrer Strafe aus Gefängnis oder Zuchthaus entlassen. Möglich war nach Ausweis der Strafakten für die Richter eine große Varianz der Strafzumessung. Nicht länger verhängt werden konnte wochenlange Polizeihaft. Dies alles erscheint heute selbstverständlich, war es aber für homosexuelle Männer nach den Erfahrungen der NS-Zeit durchaus nicht. 
Die Quellenlage für die Erforschung der Rechtsprechung zu § 175 StGB (einvernehmliche, nicht öffentliche gleichgeschlechtliche Handlungen unter volljährigen Männern) in Hamburg nach dem Zweiten Weltkrieg ist alles andere als  erfreulich. Während aus der NS-Zeit trotz der bis in die 1990er-Jahre erfolgte Vernichtung zahlreicher Strafakten von Männern, die nach § 175 verurteilt worden waren, etwa die Hälfte des ursprünglichen Bestandes erhalten geblieben ist, fehlen für die Nachkriegszeit reine §-175-Akten.  Sie sind im Hamburger Staatsarchiv routinemäßig als juristisch und historisch uninteressant aussortiert und geschreddert worden wie beispielsweise Strafakten zu Sachbeschädigungen, Beleidigungen oder Verstößen gegen die Straßenverkehrsordnung.
Aufbewahrt wurden dagegen Beispielsakten „schwerer“ Fälle, also bei gleichgeschlechtlichen Handlungen solche nach § 174 („Unzucht mit Abhängigen“) und nach § 176 Abs. 3 („Unzucht mit Kindern“) sowie nach § 175a Abs. 3 (Verführung Minderjähriger) in Kombination mit den §§ 174 oder 176 Abs. 3 StGB  mit zum Teil drastischen Bestrafungen, wodurch der Eindruck entstehen kann, als seien nach dem Krieg Homosexuelle in Hamburg generell wie während der NS-Zeit oder sogar noch schärfer bestraft worden. Dieser Eindruck aber ist falsch, denn in der Hansestadt fielen Urteile bei Verstößen gegen § 175 StGB  zumeist sehr viel weniger hart aus als während der NS-Zeit: Vielfach wurden Männer freigesprochen, oder sie erhielten eine Geldstrafe oder eine zur Bewährung ausgesetzte Freiheitsstrafe. Während der NS-Zeit gab es zwar vereinzelt auch Bewährungsstrafen, doch war die Aussetzung einer Strafe zur Bewährung zumeist erst nach langwierigen sogenannten Gnadenverfahren möglich und betraf dann in der Regel höchstens ein paar Wochen oder sogar nur ein paar Tage der bis dahin weitgehend verbüßten Strafe, oder sie war als „Frontbewährung“ an die sofortige Einberufung zur Wehrmacht gekoppelt. Und strikt unterschieden wurde nach 1945 zwischen Erwachsenen einerseits und Jugendlichen und Heranwachsenden andererseits, was zu deutlich niedrigeren Strafen für Letztere als während der NS-Zeit führte. 
In der NS-Zeit führten fast alle kriminalpolizeilichen Täterermittlungen nach § 175 zu Polizeihaft, Untersuchungshaft und Anklage und die allermeisten auch zu Verurteilungen. In der Nachkriegszeit dagegen ist zwischen 1945 und 1969 die Differenz zwischen den Zahlen der polizeilichen Täterermittlungen auf Grund der §§ 175 und 175a und den Verurteilungen, worunter ja auch Freiheits-, Bewährungs-, Geld- und Jugendstrafen, Einstellung der Verfahren sowie Freisprüche fallen, eklatant: 6667 polizeilichen Täterermittlungen in Hamburg standen 2142 Verurteilungen (~ 32%) gegenüber.  (Das entspricht im wesentlichen dem in einem Rechtsstaat üblichen Verhältnis zwischen polizeilichen Ermittlungen und tatsächlichen Verurteilungen, das von dem Hamburger Generalstaatsanwalt Lutz von Selle in einem Gespräch im Juli 2013 mit 70 : 30 beziffert wurde.) Für die Zeit zwischen der 1. und der 2. Reform des gegen Homosexuelle gerichteten Strafrechts, also zwischen 1969 und 1973, betragen die absoluten Zahlen 892 Ermittlungen zu 148 Verurteilungen (~ 16%). Und nach der Senkung der Schutzaltergrenze auf 18 Jahre (1973) ist das Zahlenverhältnis zwischen ermittelten und verurteilten Männern 411 : 22 (~5,3%). Die letzte polizeiliche Täterermittlung in Hamburg erfolgte 1994 (10 Personen), die letzte Verurteilung nach § 175 im Jahr 1976, also schon 18 Jahre früher. 
Da die Strafakten der Nachkriegszeit zu § 175 StGB nicht mehr vorhanden sind, musste auf   die erhalten gebliebenen Verfahrensregister der Staatsanwaltschaft zurückgegriffen werden. Soweit sie korrekt und vollständig geführt worden sind, enthalten sie individuelle und statistische Angaben zu allen Personen, gegen die in Hamburg Strafverfahren aufgenommen worden waren, und geben Auskunft über die Strafhöhe der Urteile, über Freisprüche, Verfahrenseinstellungen, Bewährungs- und Geldstrafen.
Zu unterscheiden ist zwischen den Vorverfahrenregistern und den für die Frage der strafrechtlichen Beurteilung gleichgeschlechtlicher Handlungen wichtigeren und aussagekräftigeren Hauptverfahrenregistern. Allerdings enthalten die Register der Vorverfahren - im Unterschied zu denen der Hauptverfahren -  zumeist Geburtsdatum und Geburtsort sowie nicht selten den Beruf der Beschuldigten. Zusammen bilden sie einen Bestand von ca. 60 Metern Archivmaterial. Dieses  vollständig durchzusehen, erforderte monate- wenn nicht jahrelange intensive Arbeit, die nicht zu leisten ist. Deshalb haben wir uns darauf beschränkt, den nicht lückenlos erhalten gebliebenen Bestand der Hauptverfahrenregister vollständig durchzuarbeiten. Die Vorverfahrensregister wurden nur in wenigen ausgewählten Jahrgängen der Jugendschutzkammern herangezogen.

Für alle Register gilt: sie bieten eine Fülle statistischen Materials, enthalten aber keinerlei Hinweis auf die Hintergründe der verzeichneten Vorgänge und ersetzen somit nur unzureichend die verloren gegangenen Ermittlungs- und Strafakten.

Die Hoffnung, an Hand der Verfahrenregister die Rechtsprechung nach den §§ 175, 175a StGB wenigstens statistisch zweifelsfrei nachweisen zu können, erfüllte sich nur bedingt, da diese Register oft wenig sorgfältig geführt worden sind. Dass nicht selten die sozialgeschichtlich interessanten Berufsangaben fehlen, ist bedauerlich. Schwerer aber wiegt, dass bei zahlreichen Beschuldigten als Tatvorwurf nur die pauschale Angabe „§ 175a“ verzeichnet ist, wodurch die Differenzierung in Verführungstatbestände nach § 175a Ziffer 3 und den Prostitutions-Tatbestand (§ 175a Ziffer 4) zumeist nicht möglich ist. Damit ist Spekulationen Tor und Tür geöffnet: Ist es beispielsweise richtig, bei Jugendlichen, gegen die nach § 175a StGB Verfahren eingeleitet und geführt worden waren, zu vermuten, dass es sich um Strichjungen handelt? Oder aber waren sie Opfer einer Verführung durch einen Mann über 21 Jahre und wurden infolgedessen nur als Tatbeteiligte belangt?

Einträge wie „Sittenverbrechen“, „Unzucht“, „§ 176“, „Erpressung“ (auf sexueller Grundlage), „Erregung eines öffentlichen Ärgernisses“ sind von uns nicht berücksichtigt worden, da sie sowohl auf heterosexuelle als auch auf homosexuelle Tatbestände und Sachverhalte angewendet werden können.  Während „widernatürliche Unzucht“ eindeutig Vergehen nach § 175 und „gewerbsmäßige Unzucht“ eines Mannes ebenso eindeutig Verstöße gegen § 175a Ziffer 4 bezeichnen, ist bei „Unzucht mit Kindern“ in Verbindung mit § 175a  nicht klar, ob hier nicht eine Verwechslung mit § 176 StGB vorliegt. Durchaus nicht selten sind fehlende Vermerke wie „JSch“ bei Jugendschutzsachen und schlichtweg falsche Eintragungen. So ist es nach 1945 nicht möglich, dass ein Vergehen nach § 175 mit einer Zuchthausstrafe geahndet wurde, wie dies mitunter in den Hauptverfahrenregistern festgehalten ist. In derartigen Fällen handelt es sich entweder um ein Verbrechen nach § 175a oder aber um eine Strafe wegen mehrerer Straftatbestände, von denen der eine oder andere Paragraph eine Zuchthausstrafe vorgesehen hatte – das Vergehen nach § 175 wäre dann nur ein weniger gravierender Urteilsgrund neben gewichtigeren gewesen. Denn relativ hohe Strafen sind in zahlreichen Fällen darauf zurückzuführen, dass Männer nicht nur wegen homosexueller Handlungen, sondern auch wegen (schweren) Diebstahls, Raubes, Erpressung, Betrugs usw. verurteilt worden sind. Auch die Bildung sogenannter „Gesamtstrafen“ belegt, dass der Anteil gleichgeschlechtlicher Handlungen an der Verurteilung zu längeren Freiheitsstrafen oftmals gering war. 
Im Unterschied zur NS-Zeit wurden Wiederholungsstraftäter bei Verstößen gegen § 175 oft nur geringfügig härter bestraft. Und ebenfalls anders als in der NS-Zeit galten Amnestien, wie z. B. diejenige vom 31.12.1949, ausnahmslos auch für Verurteilungen nach § 175. Hinzu kommen die „Weihnachtsamnestien“ für kurze nach den Festtagen noch verbleibende Verbüßungszeiten, die zu Entlassungen ab 20. Dezember des jeweiligen Jahres führen konnten. 
Das statistisch relevante Material der Hauptverfahrenregister gliedert sich folgendermaßen:
Zahl der Verfahren: 918
davon:

Urteile nach § 175 StGB: 334 (~36%)

Urteile nach § 175a StGB, ohne Differenzierung nach Ziffer 3 bzw.4): 376 (~41%)

Urteile nach § 175a Ziffer 3 StGB: 51 (~ 5,5%)

Urteile nach § 175a Ziffer 4 StGB: 84 (~ 9%)

>>> insgesamt Urteile nach § 175a: 511 (~ 56%)

Kombinationsurteile nach §§ 175 bzw. 175a in Verbindung mit §§ 176 Ziffer 3 oder 253: 73 
(~8 %).

I  § 175

Für die Frage der Verfolgung einvernehmlicher gleichgeschlechtlicher Handlungen unter  erwachsenen Männern ist die Auswertung der § 175-Einträge besonders wichtig, da sie tragfähige Hinweise auf das Strafverhalten und die Strafzumessung der Hamburger Justiz gibt und außerdem für die Entschädigungsdiskussion relevant ist. Hierbei überrascht zunächst die Zahl von 334 Hauptverfahren über einen Zeitraum von 21 Jahren - selbst wenn davon  auszugehen ist, dass die Hauptverfahrensregister nicht vollständig überliefert sind.

In zwei Fällen dieser 334 Hauptverfahren wurde die Anklage zurückgenommen, und in einem Fall ist die Eröffnung des Hauptverfahrens abgelehnt worden. Achtundvierzig Mal (~14%) wurde das Verfahren eingestellt, und zwar insbesondere wegen Geringfügigkeit nach § 153 der Strafprozessordnung.  Zu den genannten 48 Fällen sind noch 14 Einstellungen (~4%) auf Grund des Amnestiegesetzes vom 31.12.1949 zu rechnen.
In 38 Fällen (~11%) sind die Angeklagten vom Gericht freigesprochen worden.

Fünfzig Mal (~15%) wurde auf Geldstrafe erkannt. Diese Geldstrafen lagen zwischen 20,- und 3000,- DM. Interessant ist die oftmals hinzugefügte Umrechnung dieser Geldstrafen in eine Gefängnisstrafe, die an Stelle der Zahlung zu verbüßen sei. So sollten 50,- DM einmal 5 ein anderes Mal 10 Tage oder zwei Wochen Gefängnis wert sein. Und eine Geldstrafe von 200,- DM wurden sehr variantenreich umgerechnet in einen Monat oder 40 Tage, 50 Tage, 6 Wochen oder zwei Monate Gefängnis. Für 3000,- DM betrug die ersatzweise abzusitzende Gefängnisstrafe 60 Tage. Lediglich drei Männer entschieden sich für die alternative Möglichkeit, d. h., sie verbüßten ihre Strafe im Gefängnis.
Im Folgenden werden nur noch die Ergebnisse unserer Untersuchungen mitgeteilt. Diejenigen, die an präzisen Aufstellungen und Nachweisen interessiert sind, verweise ich auf unseren Aufsatz Die Rechtsprechung nach §§ 175 und 175a StGB in Hamburg 1948-1969. In: Norbert Finzsch und Marcus Velke (Hg.): Queer  I  Gender  I  Historiographie. Aktuelle Tendenzen und Projekte. (LIT-Verlag Münster und Berlin 2016, S. 253-279). Auf Anforderung kann ich den vollständigen artikel auch als Anlage zu einer E-Mail schicken.

Ergebnisse:

1. In rund 44% der 334 § 175-Fälle wurde von den Hamburger Gerichten nicht auf eine Freiheitsstrafe erkannt.

2. Rund zwei Drittel der Verfahren nach § 175 StGB endeten nicht mit einer in Justizvollzugsanstalten  zu verbüßenden Strafe.

3. Zwei Drittel der Freiheitsstrafen ohne Bewährung sind nicht länger als 10 Monate und damit niedriger als während der NS-Zeit. Fünf dieser Urteile sind überdies nach dem Gesetz vom 31.12.1949 nachträglich amnestiert worden. 
II § 175a

War nach § 175 StGB nur ein Drittel der Beschuldigten zu einer Freiheitsstrafe ohne Bewährung verurteilt worden, so ergibt sich bei Verfahren nach § 175a ein völlig anderes Bild. Wer sich mit der Geschichte der Homosexuellen beschäftigt, begibt sich im Zusammenhang mit Verstößen gegen § 175a auf vermintes Gelände, denn nach § 175a Ziffer 3 des Strafgesetzbuches wurde „ein Mann über einundzwanzig Jahren, der eine männliche Person unter einundzwanzig Jahren verführt, mit ihm Unzucht zu treiben oder sich von ihm zur Unzucht missbrauchen zu lassen…mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren, bei mildernden Umständen mit Gefängnis nicht unter drei Monaten“ bestraft. In diesem Zusammenhang wäre wichtig zu wissen, wie alt die Jungen waren, die verführt worden sind. Die Altersgrenze 21 oder 18 führte vermutlich nicht allzu oft zur Anwendung dieser Strafrechtsbestimmung. So heißt es in dem Verfahren gegen Hans B. aus den späten 1950er- Jahren: „keine JSch [Jugendschutz-] Sache, da Geschädigter 18 Jahre alt“ . Anders sah es bei jüngeren verführten männlichen Personen aus. Nur so lassen sich bisweilen hohe Zuchthausstrafen erklären. Als Faustregel kann gelten: je jünger der beteiligte Junge, desto höher die Strafe für den Erwachsenen.
Das Ergebnis lautet:

Während die Verfahren nach § 175 für zwei Drittel der Beschuldigten ohne zu verbüßende Freiheitsstrafen endeten, sind es bei denen nach § 175a nur ca. 47%.

 Die Urteile nach § 175a fielen generell deutlich härter aus als diejenigen nach § 175; denn in den Fällen nach § 175a Ziffer 3 griff neben den strafrechtlichen Bestimmungen der ihr zu Grunde liegenden Jugendschutz-Gedanke, der darüber hinaus eine moralische Dimension besaß und bis heute besitzt.

Die Verfahren nach § 175a Ziffer 4 belegen einerseits, dass die Gerichte Verstöße gegen diesen Strafrechtsbestand differenziert behandelten – immerhin erhielten 37,5% der Beschuldigten keine zu verbüßende Freiheitsstrafe. Andererseits stand ein Viertel der Angeklagten nicht nur nach § 175a Ziffer 4, sondern wegen mehrerer unterschiedlicher Eigentumsdelikte oder wegen Erpressung vor Gericht. Vor allem in diesen Fällen fielen die Urteile besonders hart aus. Entscheidend für diese Urteile war also weniger der Vorgang des Sich-Prostituierens als die bisweilen damit verbundenen Anschlussvergehen/-Verbrechen.

Die Analyse der durchgesehenen Vorverfahrenregister deckt sich in vielem mit derjenigen der Hauptverfahrensregister und ist ebenfalls alles andere als unerwartet.
Generell gilt für die Vorverfahren, dass die einzelnen Geschäftsstellen prozentual mehr Verfahren nach § 175 als solche nach § 175a einstellten – oder umgekehrt: Anklage wurde eher bei Vorwürfen nach § 175a als nach § 175 erhoben. Doch schwanken die Werte der Einstellungen bei den Fällen nach § 175 je nach Geschäftsstelle zwischen 41% und 77% (Durchschnitt: 55%), bei denen nach § 175a zwischen 26% und 61% (Durchschnitt: 41%).  
Zusammenfassung

Die Recherchen an Hand der Vor- und Hauptverfahrenregister bestätigen einerseits den Verfolgungsdruck auf Männer, die sich gleichgeschlechtlich betätigen, auch nach dem Ende der NS-Zeit.

Andererseits belegen sie, dass die Hamburger Justiz mit Verstößen gegen § 175 differenziert umging und zu verbüßende Freiheitsstrafen anders als während der NS-Zeit seit Kriegsende nicht mehr die Regel waren.

Bei Verstößen gegen § 175a StGB fielen die Urteile härter aus. Doch ist hierbei zu beachten, dass Beschuldigte nach § 175a Ziffer 4 oft wegen mehrerer unterschiedlicher Strafsachverhalte verurteilt wurden und dass von Beschuldigten nach § 175a Ziffer 3 nicht selten auch die Grenze zur Pädophilie und zu den §§ 176,3 und 174 StGB überschritten worden war. Wegen der Vernichtung der Strafakten ist der Forscher in konkreten Fällen aber leider auf Spekulationen angewiesen.

War also alles nur halb so schlimm?

Richtig ist, dass die strafrechtliche Verfolgung Hamburger Homosexueller nach 1945 deutlich geringer war als während der NS-Zeit. Doch ist dies nur die eine Seite der Medaille. Genau so richtig ist, dass das Drohpotential des § 175 StGB in der Fassung von 1935 sich nicht geändert hatte und bis 1969 weitere 24 Jahre unverändert bestand und – nach einer Zwischenstufe 1973 – erst fast 50 Jahre  nach dem Zweiten Weltkrieg vollständig abgeschafft wurde. Und darüber hinaus gab es neben der Strafjustiz noch andere Verfolgungsinstitutionen, die längst nicht so differenziert dachten wie viele Strafrichter, die sich in Hamburg während der 1960-er Jahre z. T. engagiert für die Aufhebung des § 175 einsetzten. Kriminal- und Ordnungspolizei, Jugendbehörde und Verwaltungsjustiz gingen bis zu Beginn der 1980er Jahre unerbittlich gegen Homosexuelle vor. Namentlich die Jugendbehörde schwang allüberall die „Homokeule“.
Nicht unerwähnt bleiben darf, dass alle Maßnahmen gegen Homosexuelle in der öffentlichen und in der veröffentlichten Meinung auf fruchtbaren Boden fielen. Die deutsche Nachkriegsgesellschaft war ausgesprochen homosexuellenfeindlich. In dieser Hinsicht hatte sich seit der NS-Zeit bis weit in die 1980-er Jahre wenig geändert.  
Und mochten in Hamburg auch die Urteile nach § 175 nicht allzu hart ausgefallen sein, allein die Ermittlungs- und Gerichtsverfahren waren für die Betroffenen belastend – gleichgültig, ob am Ende ein Freispruch, die Einstellung des Verfahrens, eine Geld- oder Bewährungsstrafe standen.

Die Zeit von den ersten Vernehmungen über die Voruntersuchung und Eröffnung eines Hauptverfahrens bis zum rechtsgültigen Urteil konnte viele Wochen und Monate umfassen, erst recht, wenn Untersuchungshaft angeordnet war: Ein Beispiel möge genügen: Das Hauptverfahren gegen Herbert von H. wurde am 24. Januar 1962 eröffnet, das Urteil wurde am 22. August 1963 rechtskräftig. Es lautete auf „Freispruch“. Wird zu diesen 19 Monaten noch die Zeit der Ermittlungen und Voruntersuchung gerechnet, so muss von mindestens zwei Jahren Belastung für den Beschuldigten und Angeklagten ausgegangen werden.
Und dieser Belastung waren nach dem  Zweiten Weltkrieg in Westdeutschland nicht nur die 50.000 Männer ausgesetzt, die verurteilt worden sind, sondern weit mehr – ohne dass ich mich auf Zahlenspielereien einlasse – die wegen ihrer homosexuellen Veranlagung mit Polizei und Justiz in Berührung kamen durch Ermittlungen oder Vorverfahren, ohne dass dies alles in einem Hauptverfahren mündete.

Dazu  kommen alle diejenigen Männer, die durch den § 175 StGB in ihrer freien Entwicklung gehindert worden sind, die jahrelang, jahrzehntelang in der ständigen Angst lebten, dass ihre Veranlagung, dass „es rauskam“.

Ich hatte oben gefragt, warum sich so wenige verurteilte Männer als Zeitzeugen melden. Die Antwort ist vielfältig:

1. Die Zahl der ausschließlich nach § 175 StGB verurteilten Männer ist relativ gering.

2. Männer, die nach § 175a Ziffer 3 oder 4 StGB verurteilt worden sind, werden kaum an die Öffentlichkeit treten, weil sie sich dann als Verführer Jugendlicher oder ehemalige männliche Prostituierte outen müssten.

3. Wegen gleichgeschlechtlicher Handlungen sind ja nicht nur Homosexuelle, sondern auch bisexuelle und sogar heterosexuelle Männer , die probieren wollten, wie das ist, mit einem Mann Sex zu haben, verurteilt worden. Diese Männer aber, die verheiratet sind oder mit einer Frau in einer festen Beziehung leben, werden kein Interesse haben, ihr Vorleben öffentlich zu machen.
Weiterhin:

4. In der älteren Generation wirkt die Verfolgungszeit nach. Viele Schwule meiner Alterskohorte sind nach wie vor nicht geoutet, lehnen das Wort „schwul“ als Eigenbezeichnung strikt ab und haben nach wie vor Angst. Das Sich-Verstecken war Programm – und ist es oft noch heute. (Wenn ich mit gleichaltrigen Homosexuellen zusammen komme, bin ich oft der einzige, der nie verheiratet war, der nicht versucht hat, durch eine Ehe ein „normales“ Hetero-Leben vorzutäuschen.) 
5. Der Verlauf der Entschädigungsdiskussion für homosexuelle Opfer der NS- und der Nachkriegszeit zeigt, dass die homosexuellen Opfer von den Verfassungsinstitutionen, von der Justiz, den Sozial- und Entschädigungsbehörden bestenfalls als lästiges Randphänomen wahrgenommen worden sind. Nach dem Bundesentschädigungsgesetz (BEG) waren Homosexuelle von einer Entschädigung ausgeschlossen, da das BEG nur für politisch, rassisch und religiöse Verfolgte galt. Erst mit der Aufhebung der Urteile gegen Homosexuelle aus der NS-Zeit im Jahr  2002 wurden Entschädigungen möglich, und zwar auf Grund von Härte[fall]leistungen nach dem Allgemeinen Kriegsfolgegesetz (AKG). Für die Zahl der entschädigten Homosexuellen reichen die Finger zweier Hände aus. Mit Stand vom 31.12.2011 ergibt sich:
Anträge von Homosexuellen auf Einmalleistungen: 20; positive Entscheidungen: 8; negative Entscheidung: 10; zwei Fälle: nicht ausgewiesen.

Anträge von Homosexuellen auf laufende Leistungen: 5; positive Entscheidung: 2; negative Entscheidung: 3.

Ursachen hierfür sind die komplizierten und schwer zu erfüllenden Bedingungen, um Leistungen nach dem AKG zu erhalten, aber  auch die Furcht vieler Betroffener, einen Antrag zu stellen, weil damit ja auch ihre Homosexualität offenbar geworden wäre. Und da nahm man doch lieber Abstand.
Was für Auswirkungen das neue Entschädigungsgesetz hat, wird sich zeigen.

Ein Paradigmenwechsel ist überfällig: Im Vordergrund hat nicht die Zahl der Urteile zu stehen, viel wichtiger ist es, die Mechanismen der Diskriminierung homosexueller Menschen in der Gesellschaft, die Angst und Schrecken verbreitet haben und noch verbreiten, aufzudecken, zu analysieren und zu bekämpfen.  Und zu den Opfern dieser Diskriminierungsmechanismen gehören dann auch die gleichgeschlechtlich empfindenden Frauen, die bei der alleinigen Betrachtung der Folgen der §§ 175 und 175a StGB nicht berücksichtigt werden, weil die §§ 175, 175a nur für Männer galten.
Nicht vergessen werden soll, dass in der Verfolgungszeit unter den Polizeibeamten und Juristen nicht nur homophobe Eiferer und opportunistische Karrieristen wie die Kriminalbeamten Finnern und Conrad oder der Staatsanwalt Siemssen zu finden waren, die Freude daran hatten, die rechtlichen Vorgaben brutal, engagiert und allem Anschein nach aus innerem Antrieb umzusetzen. Es gab auch die anderen, die den auch während der NS-Zeit vorhandenen Ermessensspielraum nutzten, wie der Kriminaloberassistent Höppner oder der Amtsgerichtsdirektor Krause, dessen furchtbar formulierten Urteilbegründungen das Schlimmste befürchten ließen und der doch de facto die mit Abstand niedrigsten Urteile gegen homosexuelle Männer fällte.

Erlauben Sie mir zum Schluss eine kleine Geschichte über Recht, Moral, Menschlichkeit und Mut, die mit unserem Thema scheinbar wenig zu tun hat: Auf dem Friedhof in Hamburg Nienstedten befindet sich die Grabstelle Fabricius. Ein Grabstein nennt den Obersten Ludwig Fabricius und seine Frau; ein daneben stehendes Holzkreuz erinnert an den in der Sowjetunion gefallenen Sohn, und dann gibt es ein kleines marmornes aufgeschlagenes Buch mit der Inschrift: Dem Oberst L. Fabricius. Aus Dankbarkeit. 15. August 1944. Die Gemeinde Sombernon (Frankreich). Mitte August 1944 überfielen Angehörige der Résistance einen deutschen Militärkonvoi in Sombernon in der Nähe von Dijon. Vier deutsche Soldaten wurden verletzt, am schwersten der Oberst Fabricius, der zu verbluten drohte. Die Besitzerin des Hotels, vor dem der heftig blutende Offizier lag, ließ den Mann in ihr Haus bringen und sorgte dafür, dass ein Arzt kam. Mit diesem erschienen auch der Bürgermeister und der Pfarrer des Dorfes. Was die Hilfe für einen deutschen Offizier am Ende des Krieges in den Augen der Résistance bedeutete, lässt sich leicht vorstellen, denn französische Bürgerpflicht wäre gewesen, den Deutschen jede Hilfe zu verweigern.
Am folgenden Tag wurden der Oberst und seine verwundeten Kameraden zum Lazarett nach Dijon transportiert. Unterwegs begegnete man einem Trupp deutscher Soldaten unter der Führung eines jungen Oberleutnants mit dem Befehl, den Ort Sombernon dem Erdboden gleichzumachen und die Bewohner des Ortes zu bestrafen. Oberst Fabricius befahl dem Oberleutnant, unverzüglich nach Dijon zurückzukehren, was dieser trotz seiner Order auch tat. Beide Männer überschritten damit die ihnen gesetzte Grenze. Zurück in Dijon, musste Fabricius der rechte Arm amputiert werden. Bei der Befragung durch den vorgesetzten General wurde Fabricius’ Erklärung akzeptiert, dass er ein Dorf nicht habe auslöschen lassen können, in dem ihm und seinen Kameraden geholfen worden sei. Mit dem Verzicht des Generals auf ein Kriegsgerichtsverfahren ging auch dieser bis an oder über die Grenze seiner Befugnisse hinaus. Alle Beteiligten dieser Geschichte – die helfenden Franzosen in Sombernon wie die deutschen Soldaten – kannten mitten im Krieg eine moralische Verpflichtung jenseits geltenden Rechts.
Ich freue mich, dass die Grabstelle Fabricius auf die Initiative einer Privatperson hin unter Denkmalschutz gestellt wurde. Gut gemacht, Hamburg.
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